
 			                       Inhalt

Wozu und wem Geld dient

von  Ursula Fröhlich Einwohnerrätin EVP Herisau

Wir alle haben Geld. Auch wenn Geld weder gut noch schlecht ist, bestimmen wir 
Menschen, ob damit Segen oder Fluch entsteht. Den reichsten Menschen, die 1% 
der Weltbevölkerung ausmachen, gehört fast die Hälfte des gesamten Weltvermö-
gens. Das bedeutet nichts anderes, als dass die Menschheit es nicht schafft, eine 
gerechte Welt zu ermöglichen. Die Schere zwischen arm und reich klafft immer 
mehr auseinander. Das Geldsystem ist in einem Teufelskreis gefangen. Wie schnell 
sind Gier, Korruption und Ausbeutung an der Tagesordnung. Konsum im Quadrat 
jagt uns. Geht das nur die Mächtigen, an oder auch uns? Als Einzelne sind wir eben-
falls herausgefordert, wie wir in Verantwortung mit dem uns anvertrauten Geld 
umgehen. Du und ich sind gefragt. Zum Beispiel garantiert ein verantwortungs-
bewusstes Einkaufen den Beteiligten 
gerechte Löhne. Lassen wir uns anste-
cken von Jesu Gerechtigkeit, sogar was 
unser Geld anbelangt. 
Auch ein Tropfen auf den heissen Stein 
kann der Anfang eines Regens sein. Gott 
sei Dank.
In der Bibel wird über 100x von Geld 
gesprochen. Vor allem im Zusammen-
hang mit Schulden, Ungerechtigkeit, 
Geiz und Betrug, Warnung vor Habsucht, Götzendienst, Schätze im Himmel und 
auf Erden, Teilen, um nur einige zu nennen. 
Gottes Sicht ist gerecht: Er leidet mit den Bedürftigen und nimmt die Bemittelten 
in Verantwortung. Keine „Wischiwaschi - Geldpolitik“, es werden klare Worte über 
Arme und Reiche gesagt. Im Predigerbuch(5,9) steht geschrieben: „Wer das Geld 
liebt, bekommt vom Geld nie genug; wer den Luxus liebt, hat nie genug Einnah-
men - auch das ist Windhauch.“ 
Gerne teile ich mit Ihnen einige Fragen zum Nachdenken: 
1.  Wir sind Verwalter des uns anvertrauten Geldes. Gibt es ein Budget des Segens? 
2. Lebe ich so, dass ich Geld ausgebe, welches eigentlich gar nicht mir gehört?
3. Wie die arme Witwe in der Bibel zeigt, ist Geben für alle möglich. 
4. Beim Sterben können wir nichts mitnehmen. Heisst das, dass wir gleichgültig 
mit Geld umgehen sollen? Natürlich nicht. Gott leitet sogar an zur Vorsorge, wenn 
schlechtere Zeiten kommen, auch für andere! (siehe Joseph im AT). 
5. Jesus unterstützt das Zahlen der Steuern. Ohne wenn und aber. Unsere Kirchen 
und Gemeinden, denen wir angehören,  haben Verantwortung gegenüber weniger 
bemittelten Menschen im In- und Ausland. 
Ich schliesse mich einem Schreiben von  Papst Franziskus an. Da heisst es: Geld 
muss dienen und nicht regieren!

Liebe Leserin und lieber Leser

Leergeld oder Lehrgeld

Es gab einmal eine Zeit, da war das Geld mit 
Gold gedeckt. Denn Papier nimmt vieles an, 
sogar Zahlen mit vielen Nullen, im wahren 
Sinne des Wortes. Auch aus diesem Grunde 
entstand die Vollgeldinitiative. Gegensteuer 
zu geben, wird so oder so Lehrgeld kosten. 
Wir haben  mitzuentscheiden!
Wenn im Kanton nur 17% der Stimmberech-
tigten sich die Mühe machen, neue Ver-
antwortungsträger in der Politik, resp. der 
Gemeinde und dem Gericht zu wählen, gibt 
das zu denken.
Entweder steht dahinter ein Vollvertrauen, 
oder ein leeres Verantwortungsbewusstsein.
"Die machen eh was sie wollen", oder "es ist 
sowieso das Geld das regiert", sind  aber kei-
ne mündigen Aussagen. 
Wenn wir unsere Demokratie so gering 
wertschätzen, überlassen wir das Feld den 
andern. Jenen, die von Eigeninteressen 
getrieben, subtil die öffentliche Meinungen 
zu manipulieren verstehen. Wenn dann die 
Politiker nicht mehr das Volk, sondern Agi-
tatoren und ihre Geldgeber vertreten, rei-
ben sich irgendwann viele erschrocken die 
Augen. Es könnte sein, dass die nächste 
Generation dereinst nicht verstehen kann, 
wie da Perlen vor die Säue geworfen wur-
den. Damals, als kaum mehr jemand poli-
tische Verantwortung als Dienst an der 
Gemeinschaft wahrnehmen wollte.                      

aus der Redaktion, Egon Graf
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Kantonale Politik      

Politik biblisch argumentiert
Zur Zeit läuft eine Unterschriften-
sammlung, lanciert von der EDU, mit 
welcher das Parlament beauftragt 
wird, die Schweizer Botschaft in Israel 
nach Jerusalem zu verlegen. Ein Anlie-
gen, das unsere Geschwisterpartei mit 
dem oft etwas anderen Blickwinkel, 
seit ihrer Gründung fordert.
Dies, so meine ich, ist klassische bibli-
sche Politik. Ein Anliegen, dass durch-
aus Chancen hat, realisiert zu werden. 
Gewiss sprechen gute biblische Grün-
de dafür. 
Ob es Jesus auch so wichtig gewesen 
wäre (ist), in welcher Stadt des Heili-
gen Landes die Schweizer Botschaft 
residiert, sei dahingestellt. Bestimmt 
aber  will er nicht, dass wir uns wegen 
unterschedlicher Gewichtung politi-
scher und sozialer Anliegen die christ-
liche Legitimierung zum Politisieren 
absprechen!
		        Egon Graf  EVP-AR

Gedanken zur Gebet bei der Kantonsratssitzung
EVP-Kantonsrat Balz Ruprecht

Warum soll auch in Zukunft der Ratsschreiber vor der Eröffnung jeder Kantonsratssitzung das Rats-
gebet lesen? 
Mit der ersten Lesung des neuen Kantonsratsgesetz und der dazugehörigen Geschäftsordnung wurde auch 
das Ratsgebet, das traditionell zu Beginn jeder Sitzung stattfindet, thematisiert. Das Eröffnungsgebet des Kan-
tonsrats beinhaltet die Bitte um Beistand, um viel Einsicht und Erkenntnis für die Aufgaben, die uns übertra-
gen wurden. Es ersucht , dass wir gewappnet sind, Gottes tätige Werkzeuge für Recht und gute Sitte zu sein 
und dass wir alle treu und wahr zu dem stimmen, wozu das Gewissen uns mahnt. Weiter beinhaltet das Gebet 
Mehrung des rechten Eifers für unser Vaterland und die Beseitigung jeder Bedenklichkeit, die einschüchtert. 

Am Ende des 1. Teils kommt ein Segenswunsch für das ganze Volk. Als Abschluss wird das Vaterunser gelesen.
Für mich ist dieser kurze besinnliche Anfang sehr wichtig. Das Gebet erinnert mich, für wen ich politisiere: nicht für mich, son-
dern für das Volk, und dass ich keine Marionette irgendwelcher Lobbyisten sein soll. Das Vaterunser hilft mir, ohne Neid oder 
Eifersucht, Diskussionen zu führen und Entscheidungen zu fällen. 
Diese Thematik hat viele emotionale Stellungnahmen ausgelöst und wurde in der ersten Lesung nur knapp zu Gunsten des 
Gebets entschieden. Für viele hat die Religion und der Glaube in der Politik nichts  mehr verloren.
Ein Gebet ist keine Einschränkung der Trennung von Kirche und Staat, denn ein Gebet ist gelebte Beziehung zwischen Men-
schen und Gott, und dies hat mit der Kirche als Institution eigentlich keinen Zusammenhang. 
In dem Sinne ist das Gebet zum Anfang eben nicht nur eine kurze Besinnung, sondern viel mehr und ich bin sicher, 
dass das Gebet positive  Auswirkungen auf die ganze Kantonsratssitzung hat. Die 2. Lesung des Kantonsratsgesetzes 
erfolgt voraussichtlich im September 2018. Da wird dieses Thema wohl nochmals umkämpft.
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Aus dem Vorstand

 Rückblick Mitgliederversammlung

An der Mitgliederversammlung vom 21. April 18 wurde die Rechnung und die rück-
blickenden Berichte genehmigt und die verbleibenden Vorstandsmitglieder wieder-
gewählt. 
Als neue Rechnungsführerin konnte Sandra Diem gewonnen werden.
Angelaufen sind die Vorbereitungen für die Wahlen. Die EVP will im Herisau zwei 
Kantonsrats- und mindestens drei Einwohnerratsmandate erringen. Zudem sieht 
sie Potenzial in anderen Ausserrhoder Gemeinden aktiv zu werden. Hier beginnen 
nun Gespräche mit möglichen Kandidierenden für verschiedene Ämter. Interessier-
te können sich direkt mit Mathias Steinhauer in Verbindung setzen.
Die EVP AR wird zur Sensibilisierung der Christen vermehrt den Kontakt zu christli-
chen Gemeinden und Organisationen suchen. Dabei sollen politische Prozesse ver-
traut gemacht und eine Mitverantwortung und Mitwirkung thematisiert werden. 
Anlässe sind in Planung.

Mathias Steinhauer
Präsident EVP AR
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Regionale Politik
aus der lokalen Politik

Die sogenannte Veloinitiative und 
der Gegenvorschlag bieten die Chance, 
das Velofahren einheitlich, sowie über 
Gemeinde- und Kantonsgrenzen hin-
weg zu fördern . Sie will dem Bund in 
der Bundesverfassung die Kompetenz 
geben, dass dieser Rahmenbedingun-
gen zur Veloförderung definieren kann. 
So wie dies für Fuss- und Wanderwe-
ge bereits seit 40 Jahren der Fall ist. Die 
EVP-NR haben sowohl die Initiative als 
auch den Gegenvorschlag des Bundes-
rates unterstützt.

Hans-Peter Portmann (FDP/ZH) woll-
te mit einer Motion bei Bussen eine 
Gleichbehandlung der Velofahrer mit 
Auto- und Motorradfahrern erreichen. 
Im Nationalrat fand sich dafür aber kei-
ne Mehrheit. Er lehnte die Motion mit 
126 zu 62 Stimmen ab. Auch die EVP
stimmte nicht zu. 

Sie unterstützte dafür, im Gegensatz 
zur Mehrheit des Rates, die Stossrich-
tung einer Initiative, die das Arbeits-
losenversicherungsgesetz so ändern 
möchte, dass es den Bedürfnissen und 
Schwierigkeiten älterer Arbeitsuchen-
der besser gerecht wird und das Risiko 
der Aussteuerung für ältere Arbeitneh-
mer minimiert.
Im Nationalrat verkam die Revision 
der Ergänzungsleistungen «dank» 
FDP und SVP zu einer reinen Sparvorla-
ge. Er entschied gegen Willen der EVP, 
die maximal anrechenbaren Mieten nur 
leicht zu erhöhen. Heute können viele 
Betagte und Menschen mit Behinde-
rung die Miete mit den Ergänzungsleis-
tungen nicht mehr decken, da diese seit 
der letzten Festlegung des Betrages um 
20 Prozent gestiegen sind.

Eine parlamentarische Initiative forder-
te, dass künftig niemand eine Waffe
kaufen oder besitzen soll, der nicht 
nachweisen kann, dass er oder sie einen
Bedarf dafür hat, z.B. für die Jagd oder 
den Sport. «Wer den Waffenmissbrauch
verhindert, der rettet Menschenleben», 
appellierte die Initiantin an den Rat. Wir 
schlossen uns diesem Appell an, der lei-

der erfolglos blieb. Und dies obwohl die 
Statistik klar den Zusammenhang zwi-
schen der Verschärfung des Waffenge-
setzes und weniger Schusswaffentoten 
aufzeigt. 
Dies schreiben Marianne Streiff und 
Nick Gugger im Sessionsrapport.

EVP Einwohnerrat  David Ruprecht

Gemeinderatswahlen in Herisau

Am 8.4. wurde Glen Aggeler erfreulicherweise als neuer Herisauer Gemeinderat gewählt. Einen Blick auf die Stimmbeteiligung 
zeigt aber auch Ernüchterndes, sie lag bei 17%. Zugegeben, es gab nur einen Kanditaten. Das war aber kaum nicht der einzi-
ge Grund.  Allgemeines Desinteresse an der Politik gehört sicher auch dazu. Dabei wird regelmässig davon ausgegangen, dass 
es schon genug Leute gibt, die sich der vermeintlich trockenen Thematik annehmen.  Und zudem zahlen wir ja alle Steuern 
als Beitrag an die Allgemeinheit. Dass sich genug Leute in der Politik engagieren ist aber immer häufiger nicht mehr der Fall. 
Dazu genügt schon ein Blick nach Schwellbrunn oder Bühler. Da gab es zu wenig bzw. keine Kandidierende für den Gemein-
derat.  Die Ursachen dafür sind sicher vielschichtig und eine Analyse würde den Rahmen dieses Berichts sprengen. Ich möch-
te einfach zwei Punkte herausgreifen:

1.  In der Politik geht es darum, das Zusammenleben von Menschen zu gestalten. Auch bei trocke-
nen Themen, geht es schlussendlich immer um Menschen. Das ist höchst spannend und dabei 
wird auch schnell klar, dass Geld allein nicht reicht.
2. Um ein lebendiges Miteinander an einem Ort zu ermöglichen, ist es in der Demokratie entschei-
dend, dass sich möglichst viele an diesem Miteinander beteiligen. Deshalb möchte ich Ihnen, 
liebe Leserin, lieber Leser, Mut machen sich immer mal wieder die folgende Frage zu stel-
len: Was ist mein Beitrag für ein gelingendes Zusammenleben am Ort?
Glen Aggeler hat für sich diese Frage beantwortet, und ich bin überzeugt, dass er im Herisauer 
Gemeinderat am richtigen Platz ist. Ich wünsche Glen viel Freude in seiner neuen Tätigkeit.

Steter Tropfen höhlt den Stein

Der Nationalrat will den Bundesrat 
beauftragen, die sogenannte Hei-
ratsstrafe bei der AHV abzuschaf-
fen. 
Verheiratete und Paare in eingetra-
gener Partnerschaft sollen künftig 
gleich hohe AHV-Renten erhalten 
wie Unverheiratete. Heute bekom-
men sie höchstens 150 Prozent der 
Maximalrente. Das sind rund 14 000 
Franken weniger im Jahr. 
Die EVP unterstützt natürlich einen 
entsprechenden Vorstoss. Denn 
dies ist eine politische Pendenz, 
seit dies das Bundesgericht 1984 
gerügt hat!

Blick nach Bern
Was wurde in der Frühjahrssession bewegt
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Zu guter Letzt
Wer sein Mitstimmrecht für das Linsengericht, "ist mir egal" verschenkt, wird mit Sicherheit fremdbe-

stimmt. Demokratie verdient mehr Wertschätzung., sonst verabschiedet sie sich still und leise.

 Meinungsbildung zur  Mitbestimmung

Aktuelle Termine 
Einwohnerratssitzungen
Mittwoch 23. Mai und 20. Juni  17:00 Uhr

Gemeindehaus Herisau 1. Stock

Eidgen. Abstimmung:  
Sonntag 10. Juni

Abstimmung vom 10. Juni 2018 

Volksinitiative «Für krisensicheres Geld: Geldschöpfung allein durch die 
Nationalbank! (Vollgeld-Initiative) 

Es ist vielen so oder so unwohl bei der aktuellen Entwicklung der Finanzpolitik, 
Golddeckung war vorgestern. Insbesondere entsteht mit den Kryptowährun-
gen derzeit ein ganz neuer, weitgehend untransparenter Finanzmarkt. So ver-
steht man die Initiative als nötig, das Rezept aber wirft wiederum Fragen auf.

Die Volksinitiative "für krisensicheres Geld" verlangt, dass künftig nur die National-
bank Münzen, Banknoten und vor allem Buchgeld ausgeben darf. Im heutigen 
Kreditwesen dagegen schaffen Geschäftsbanken fortlaufend neues, fiktives Geld, 
sogenanntes Buchgeld, indem sie Kredite vergeben. Dieses Geld existiert aber 
nur elektronisch (virtuell), erweitert jedoch die umlaufende Geldmenge, 
was aus Sicht der Initianten zu neuen Geldblasen führen kann. Die Initiative will 
mit ihrer Forderung das Finanzsystem stabilisieren. Gemäss ihr würde es der 
Nationalbank obliegen, die Geldmenge zu steuern und Banknoten, Münzen und 
elektronisches Geld in Umlauf zu bringen. Die Nationalbank soll Geschäftsbanken 
bei Bedarf Darlehen geben, Geschäftsbanken dagegen dürften durch Kreditver-
gaben kein so genanntes Buchgeld mehr schaffen. Mittlerweilen seien 90 Prozent 
aller heutigen Zahlungsmittel Buchgeld und lediglich noch 10 Prozent Vollgeld.
Der Bundesrat sowie alle Fraktionen des National- und Ständerates emp-
fehlen, die Initiative abzulehnen. Die Initiative wolle künftige Krisen mit einem 
weltweit einmaligen Experiment verhindern, dessen Ausgang mehr als unge-
wiss ist.  Denn es darf bezweifelt werden, dass dieser politische Griff in die Spei-
chen der Geldwirtschaft mehr Krisensicherheit verspricht. Die Initiative zwingt die 
Nationalbank, neues Geld ohne Gegenwert in Umlauf zu bringen. Die SNB gerät 
damit in einen enormen Verriss zwischen Politik und Wirtschaft.
Argumente der Befürworter besagen u.a., dass Vollgeld, welches durch Staatsaus-
gaben in Umlauf komme, existiere dann wie Bargeld schuldfrei. Die Banken wären 
mit der Umsetzung der Vollgeldinitiative wieder allen anderen Wirtschaftsteilneh-
mern gleichgestellt. Damit hätten sie keine wettbewerbsmässigen Vorteile aus der 

Geldschöpfung mehr. Dies käme der Realwirtschaft als Ganzes und den KMU  ins-
besondere zugute.

Delegiertenversammlung der EVP Schweiz, wo die Parolenfassung erfolgte

An der 99. ordentlichen Delegier
tenversammlung der EVP Schweiz 
am 24. März 2018 in Liestal haben 
die Delegierten mit 63 zu 25 bei 11 
Enthaltungen die Ja-Parole zum 
Geldspielgesetz gefasst. Mit 49 zu 
39 bei 10 Enthaltungen sprachen 
sich die Delegierten für ein Nein 
zur Vollgeldinitiative aus.

Bundesgesetz vom 29. September 
2017 über Geldspiele 

Der Bundesrat will die Geldspiele in 
der Schweiz in einem einzigen Gesetz 
regeln. Neu könnten Spielbankenspiele 
auch online angeboten werden, kleine
Pokerturniere würden unter engen Rah-
menbedingungen auch ausserhalb von 
Spielbanken zugelassen. Im Gegenzug 
würde der Schutz vor den Gefahren 
der Geldspiele verstärkt. Ausländische 
Anbieter von Onlinecasinos wür-
den für den Nutzer aus der Schweiz 
gesperrt. Gewinne aus Lotterien und 
Sportwetten würden in Zukunft nicht 
mehr besteuert. Wie bisher würden die 
Erträge der Geldspiele der AHV/IV und 
gemeinnützigen Zwecken zugutekom-
men. Der Bundesrat, Ständerat und 
der Nationalrat befürworten den 
Gesetzesentwurf.
Bekämpft wird er, weil viele befürchten, 
eine Sperrung von Internetzugängen 
sei ein problematischer Eingriff in die 
persönliche und wirtschaftliche Frei-
heit. 
Befürworter indessen warnen, dass aus-
ländische online Anbieter von Geld-
spielen keine Steuern abliefern. Dies 
schmälert also die Beiträge aus die-
sen Steuern an die AHV und andere  
gemeinnützigen Organisationen.


